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An die 

Bezirkshauptmannschaft Innsbruck 

Verkehrsreferat 

Gilmstraße 2 

6020 Innsbruck 

E-Mail: bh.innsbruck@tirol.gv.at (Eingangsvermerk) 

 

Antrag auf Verordnung einer Sperrlinie/Sperrfläche 

 

I. Angaben zum/zur AntragstellerIn (bitte genau ausfüllen): 

Firma (juristische Person):  ......................................................................................................................... 

Nachname:  ................................................................................................................................................ 

Vorname:  ................................................................................................................................................... 

PLZ, Ort:  ..................................................................................................................................................... 

Straße:  ....................................................................................................................................................... 

E-Mail-Adresse:  ......................................................................................................................................... 

Telefon:  ...................................................................................................................................................... 

Hinweis: Wenn es sich beim Antragsteller um eine juristische Person handelt ist eine Vollmacht des 

vertretungsbefugten Organs beizulegen. 

 

II. Es wird um Verordnung folgender Bodenmarkierung angesucht: 

Es wird ersucht auf der 

Ο   Gemeindestraße  Ο   Landesstraße L / B (genaue Bezeichnung notwendig) 

Straßenbezeichnung:  ................................................................................................................................. 

im Bereich (von-bis, Kilometer, Hausnummer):  ........................................................................................ 

eine Ο   Sperrlinie (gem. § 6 Bodenmarkierungsverordnung)  __ einfach __ doppelt 

 Ο   Sperrfläche (gem. § 21 Bodenmarkierungsverordnung) 

anzuordnen. 
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III. Sonstige Angaben / Bemerkungen (Begründung, etc.): 

 .................................................................................................................................................................... 

 .................................................................................................................................................................... 

 .................................................................................................................................................................... 

 .................................................................................................................................................................... 

 .................................................................................................................................................................... 

 

Information 

 

Voraussetzungen: 

Bei eindeutigen gesetzlichen Überholverboten (z.B. §§ 15 und 16 StVO) sollte die zusätzliche 

Anbringung von Bodenmarkierungen unterbleiben.  

Nach der ständigen Rechtsprechung des VfGH ist eine Verkehrsbeschränkung nur erforderlich, wenn 

es auf Grund der örtlichen und verkehrsmäßigen Gegebenheiten der Sicherheit, Leichtigkeit und 

Flüssigkeit des Verkehrs notwendig ist. Die Verhältnismäßigkeit ist von der Behörde im Zuge des 

Anhörungs- und Ermittlungsverfahrens zu prüfen.  

Bei Prüfung der Erforderlichkeit einer Verordnung für eine Beschränkung sind die bei der 

betreffenden Straße oder Straßenstrecke anzutreffenden, für den spezifischen Inhalt der Verordnung 

relevanten Umstände mit jenen Umständen zu vergleichen, die für eine nicht unbedeutende Anzahl 

anderer Straßen zutreffen. 

 

Bodenmarkierungen: 

„Sperrlinien“ gem. § 6 Bodenmarkierungsverordnung  

(1) Sperrlinien sind nicht unterbrochene Längsmarkierungen in weißer Farbe, die zur Abgrenzung von 

für den fließenden Verkehr bestimmten Verkehrsflächen untereinander dienen. Sie müssen eine 

Breite von mindestens 10 cm, auf Autobahnen und Autostraßen eine Breite von mindestens 15 cm 

haben. Auf Autostraßen ohne baulich getrennte Richtungsfahrbahnen kann die Breite auch bis auf 10 

cm herabgesetzt werden, wenn die Verkehrssicherheit dadurch nicht beeinträchtigt wird.  

(2) Doppelte Sperrlinien sind mit einer Strich- und Zwischenraumbreite von mindestens je 10 cm 

auszuführen. Auf Autobahnen hat die Strichbreite mindestens 15 cm sowie die Zwischenraumbreite 

mindestens 10 cm zu betragen. Auf Autostraßen ohne baulich getrennte Richtungsfahrbahnen kann 

die Strichbreite auch bis auf 10 cm herabgesetzt werden, wenn die Verkehrssicherheit dadurch nicht 

beeinträchtigt wird. 
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Anwendung von Sperr- und Leitlinien gem. § 9 Bodenmarkierungsverordnung  

(1) Fahrstreifen, die mit einer Sperrlinie gegen andere Fahrstreifen abgegrenzt werden, müssen eine 

verbleibende Breite haben, die dem auf ihnen zulässigen Fahrzeugverkehr das problemlose Befahren 

ohne Überfahren der Sperrlinie erlaubt. Diese Breite beträgt zumindest für den äußerst rechten 

Fahrstreifen einer Fahrtrichtung 2,9 m. Wenn es die Verkehrsverhältnisse erlauben und die 

Verkehrssicherheit dadurch nicht beeinträchtigt wird, kann dieser Wert im unbedingt notwendigen 

Ausmaß unterschritten werden. Im Bereich von Kurven müssen die nach Aufbringung von Sperr- oder 

Leitlinien verbleibenden Fahrstreifenbreiten jeweils den Anforderungen der Verkehrssicherheit, den 

örtlichen Gegebenheiten sowie den Verkehrsverhältnissen entsprechend größer bemessen sein. 

Dabei hat die Verbreiterung des bogeninnenseitig gelegenen Fahrstreifens im Verhältnis zu jener des 

bogenaußenseitig gelegenen Fahrstreifens zuzunehmen.  

(2) Die Länge einer Sperrlinie hat auf Freilandstraßen grundsätzlich mindestens 50 m zu betragen. 

Wenn die örtlichen Gegebenheiten oder die Verkehrsverhältnisse eine andere  

Regelung erfordern und die Verkehrssicherheit dadurch nicht beeinträchtigt wird, kann diese Länge 

im erforderlichen Ausmaß unterschritten werden. Im Übrigen ist die Länge der Sperrlinie den 

Erfordernissen der Verkehrssicherheit und den örtlichen Gegebenheiten anzupassen. Erweist sich auf 

Freilandstraßen die Anbringung von Sperrlinien in einem Abstand von weniger als 150 m als 

erforderlich, so ist die Sperrlinie durchgehend auszuführen, sofern sich aus Abs. 3 nichts anderes 

ergibt.  

(3) Wenn es die Verkehrsverhältnisse oder die örtlichen Gegebenheiten erfordern und die 

Verkehrssicherheit dadurch nicht beeinträchtigt wird, können Sperrlinien auf den hierfür in Betracht 

kommenden Straßenabschnitten auf eine unbedingt erforderliche Länge durch Warnlinien ersetzt 

werden. Insbesondere können auch in Fällen, in denen einerseits gemäß den Bestimmungen dieser 

Verordnung Sperrlinien anzubringen wären, die Anbringung zugleich jedoch auf Grund der zu 

geringen verbleibenden Fahrstreifenbreite gemäß Abs. 1 untersagt ist, die Sperrlinien durch 

Warnlinien ersetzt werden. Wenn es den Anforderungen der Verkehrssicherheit eher entspricht, 

sowie jedenfalls in Fällen, in denen auf Grund der zu geringen verbleibenden Fahrstreifenbreite 

gemäß Abs. 1 auch die Anbringung einer Warnlinie untersagt ist, sind keine die Fahrstreifen 

untereinander begrenzenden Längsmarkierungen anzubringen.  

(4) Vor jeder Sperrlinie ist eine Warnlinie (§ 5 Abs. 2) in einer den örtlichen Gegebenheiten und den 

Verkehrsverhältnissen entsprechenden, in der Regel jedoch aus zehn Einzelstrichen bestehenden 

Länge anzubringen. Dies gilt nicht für Bereiche, in denen eine Sperrlinie in eine Randlinie übergeht 

sowie für Sperrlinien, mit denen ein Radfahrstreifen abgegrenzt wird (§ 13 Abs. 1).  

(5) Werden auf Straßen mit Gegenverkehr vier oder mehr Fahrstreifen durch Bodenmarkierungen 

gekennzeichnet, so sind die in entgegengesetzten Richtungen zu benützenden Fahrstreifen durch 

doppelte Sperrlinien voneinander zu trennen, sofern die Abgrenzung nicht durch bauliche 

Einrichtungen erfolgt. Zur Abgrenzung von in derselben Richtung zu benützenden Fahrstreifen sind 

grundsätzlich Leitlinien anzuwenden. Diese Bestimmungen gelten nicht, wenn eine Straße nur im 

Bereich vor Kreuzungen vier oder mehr Fahrstreifen aufweist. 
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„Sperrflächen“ gem. § 21 Bodenmarkierungsverordnung  

(1) Sperrflächen sind in weißer Farbe auszuführen. Sie dürfen nur durch schräge, parallele Linien 

(Schraffen) gekennzeichnet werden und sind mit nicht unterbrochenen Linien zu begrenzen. Die 

Breiten der Schraffen und der Zwischenräume zwischen den Schraffen haben in der Regel entweder 

25 cm und 50 cm oder 50 cm und 200 cm zu betragen. Die Breite der Umrandung hat auf 

Autobahnen und Autostraßen mit baulich getrennten Richtungsfahrbahnen mindestens 15 cm, im 

Übrigen mindestens 10 cm zu betragen. Sofern die örtlichen Gegebenheiten oder die 

Verkehrsverhältnisse keine andere Regelung erfordern, sind die Schraffen bezogen auf eine 

gedachte, parallel zur Achse des angrenzenden Fahrstreifens verlaufende Linie aus der Sicht des 

ankommenden Verkehrs in einem Winkel von annähernd 45 Grad anzubringen.  

(2) Sofern die Verkehrssicherheit dadurch nicht beeinträchtigt wird und das Markierungsbild 

eindeutig als Sperrfläche erkennbar bleibt, können innerhalb der Sperrfläche auch Schraffen 

entfallen. Soweit eine Abgrenzung durch bauliche Einrichtungen wie etwa Gehsteigkanten, gegeben 

ist, kann auch die Umrandung der Sperrfläche durch eine nicht unterbrochene Linie entfallen. 

 

Verfahren über Anträge können nur rasch erledigt werden, wenn das FORMBLATT GENAUESTENS 
UND VOLLSTÄNDIG AUSGEFÜLLT, SÄMTLICHE UNTERLAGEN ANGESCHLOSSEN, und vom 
Antragsteller unterschrieben ist. Der Antragsteller versichert mit der Unterzeichnung des 
Formblattes, dass alle Angaben der Wahrheit entsprechen.  

Für derartige Anträge sind umfangreiche Ermittlungen (Gutachten von verkehrstechnischen 
Sachverständigen, Durchführung eines Lokalaugenscheines usw.) erforderlich. 

 

  

(Ort/Datum) (Unterschrift des Antragstellers) 

 

DEM ANTRAG SIND JEDENFALLS FOLGENDE UNTERLAGEN ANZUSCHLIESSEN: 

1) Bodenmarkierungsplan 


